
Regierung von Unterfranken

-Gewerbeaufsichtsamt
(Ausstehende Behörde)

Erlaubnis
nach § 7 des Sprengstoffgesetzes

Würzburg, 01.02.2022
(Ort, Datuni)

1. Herr/Frau1)

Wohnort1)

Ausfertigung Nr. 1

geboren am in

Firma1) Pe Terra —Gesellschaft für Altlastenmanagrnent, Umwelt_und GeotechnikmbH

__________

conneKT 13

__________________________________________________

97318 Kftzingen

Sitz1)

vertretungsberechtigt: Herr/Frau1
)2) Dom inic Petermann

oder Mitglied des Vertretungsorgans, das mit der Gesamtleitung des Umgangs, des Verkehrs oder der
Beförderung beauftragt ist:

Herr/Frau1)

geboren am 12.11.1977 in Gotha

wohnhaft in 97359 Schwarzach am Main

erhält hiermit aufgrund des § 7 Abs. 1 des Sprengstoffgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. April 1986
(BGBI. 1 S. 577) die Erlaubnis zum/zur

eshrnktenUmgang mit Fundmunition im Rahmen der Kampfmittelbeseitigung

II. Die Erlaubnis wird wie folgt beschränkt:

Der Umgang umfasst nur das Aufsuchen, Freilegen, Bergen, Überlassen, die Empfangnahme und

den Transport innerhalb der Betriebssttte (Räumstelle) sowie die Aufbewahrung.

) Nichtzutreftendes streichen!
) Die Angaben sind tür jeden Vertretungsberechtigten ertorderlich!

(Fortsetzung siehe Rückseite)
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III. Die Erlaubniswird mit folgendenAuflagen erteilt:

1. Die unter 1. erlaubtenTätigkeitendürfen von Personendurchgeführtwerden,die verantwort
liche Personenim Sinnevon § 19 Abs. 1 Nr. 3 desSprengstoffgesetzes(SprengG)sind und
einenentsprechendenBefähigungsscheinbesitzen.

2. Die Tätigkeitensind unterBeachtungderjeweiligen landesrechtlichenVorschriftenderfür die
KampfmittelbeseitigungzuständigenStellendurchzuführen.

3. Die Beschäftigten,die mit explosionsgefährlichenStoffen umgehen,sind in Abständenvon
maximal einemJahrüberdie einzuhaltendenVorschriftenzu belehren.Über den Inhalt und
Zeitpunktder Belehrungensind Aufzeichnungenzu führen, die von den belehrtenPersonen
unterzeichnetwerdenmüssen.

4. Beschäftigte,die mit explosionsgefährlichenStoffen umgehen,sind als verantwortlichePer
sonengemäß§ 21 Sprengstoffgesetzschriftlich zu bestellen;die Bestellungsowie dasErlö
schendieserBestellungsind dem Gewerbeaufsichtsamtunverzüglichmitzuteilen.

5. BehördlicheGenehmigungen,Erlaubnisseusw. nachanderenRechtsvorschriftenbleibenun
berührtund werdendurchdieseErlaubnisnicht ersetzt.

IV. Zahl derAusfertigungen: -3-

Würzburg,den 01.02.2022
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Dienststelle Gr r1rsc lt

Techn.Amtsrat

Hinweise:

1. Auf die Anzeigepflichtennach § 12 Abs. 1, § 14, § 21 Abs. 4, § 26 und § 35 Abs. 1 SprengGwird
hingewiesen.

2. ExplosionsgefährlicheStoffedürfenanderennur überlassenwerden,wenndiesePersonendie Be
rechtigungzur Empfangnahmenachweisen.Falls essich um verantwortlichePersonennach§ 1 9
Abs. 1 Nr. 3 oder4 Buchstabea SprengGhandelt,ist die Berechtigungzur Empfangnahmedurch
Vorlage des Erlaubnisbescheidesund durch einen Befähigungsscheinin Verbindung mit einem
schriftlichen Auftrag des Betriebsinhabersnachzuweisen.Für das Überlasseninnerhalb der
Betriebsstättegilt § 22 Abs. 1 Satz3 SprengG.

3. Von den Behördenwerden nur die Originalurkunde und behördlicheAusfertigungendes Er
laubnisbescheidesanerkannt.
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